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Vorwort 

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,  

mit dem Buch „Besonderes Zollrecht – Prüfungsschemata und Übersichten“ 
möchten wir Ihnen einen Gesamtüberblick über die vier Bereiche des Besonderen 
Zollrechts in einem einzigen Werk bieten.  

Das Buch richtet sich an all diejenigen, die Sachverhalte aus dem Besonderen 
Zollrecht einer strukturierten, schlüssigen und folgerichtigen Lösung zuführen 
möchten. Die Studierenden des Fachbereichs Finanzen der Hochschule des Bun-
des sind hier sicherlich besonders angesprochen. Aber auch Praktiker an einer 
Zollstelle, in einem Verband oder in einem im Außenhandel aktiven Unternehmen 
sehen sich regelmäßig mit Fragestellungen des besonderen Zollrechts konfron-
tiert und stehen vor der Herausforderung, diese strukturiert und nachvollziehbar 
aufzuarbeiten. Auch hier wird sich das vorliegende Buch als wertvolle Arbeitshilfe 
erweisen. 

Die Schemata umfassen 4 Themenbereiche: 

Warenursprung und Präferenzen (WUP): Elena Genne 
Verbote und Beschränkungen (VUB): Jana Lohmann, Alexandra Kreienbaum 
Außenwirtschaftsrecht (AWR): Sabine Brandenburg 
Marktorganisationsrecht (MOR): Alexandra Kreienbaum 

Die vollständig aktualisierte 2. Auflage beinhaltet insbesondere folgende Ände-
rungen im Vergleich zur Erstauflage: 

Umfassende Aktualisierung des Kapitels WUP aufgrund der Modernisierung 
des Regionalen Übereinkommens; 

Grundlegende Überarbeitung des Kapitels VUB Abfallrecht unter Berücksich-
tigung der neuen Abfallverbringungsverordnung; 

Aufnahme des Kapitels VUB Gewerblicher Rechtsschutz; 
Umfassende Überarbeitung des Kapitels AWR aufgrund der Verankerung von 
Waffenembargos in europäischen Embargo-Verordnungen und unter Berück-
sichtigung der AWG-Novelle; 

Überarbeitung des Kapitels MOR. 
Den ausführlichen Erläuterungen in den Schemata werden Kurzschemata voran-
gestellt, die einen schnellen Überblick über die Prüfungspunkte ermöglichen. 

Die Ausführungen im Buch geben in rechtlicher Hinsicht die persönlichen Mei-
nungen der Autorinnen wieder.  
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Unser Anspruch ist es, die Schemata und Übersichten entsprechend den sich 
wandelnden Bedürfnissen in Praxis und Lehre fortzuentwickeln. Wir freuen uns 
über Rückmeldungen und Verbesserungsvorschläge. 

 

Münster im Juli 2026 

Professorin Dr. Sabine Brandenburg  
Oberregierungsrätin Elena Genne  
Oberregierungsrätin Alexandra Kreienbaum  
Regierungsdirektorin Jana Lohmann 
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Abkürzungsverzeichnis 

A.TR                                 Warenverkehrsbescheinigung für den Warenverkehr 
zwischen der Europäischen Union und der Türkei (außer 
Waren der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und Agrarerzeugnisse) 

AbfVerbrG                        Gesetz zur Ausführung der VO (EG) Nr. 1013/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 14.6.2006 
über die Verbringung von Abfällen und des Basler Über-
einkommens vom 22.3.1989 über die Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle 
und ihrer Entsorgung (Abfallverbringungsgesetz – Abf-
VerbrG) vom 19.7.2007 (BGBl. I Nr. 33, S. 1462 vom 
25.7.2007) 

                                        Neufassung: Gesetz zur Durchführung der VO (EU) 
2024/1157 über die Verbringung von Abfällen und des 
Basler Übereinkommens vom 22.3.1989 über die Kon-
trolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher 
Abfälle und ihrer Entsorgung (Abfallverbringungsgesetz 
– AbfVerbrG) (Bei Redaktionsschluss noch nicht erlassen, 
aber verfügbar als Referentenentwurf des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Klima, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit vom 9.6.2026) 

Abkommen EWG-CH      Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts -
gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft (ABl. (EG) L 300, S. 191 vom 31.12.1972) 

ABl.                                  Amtsblatt 
Abs.                                  Absatz 
AEUV                               Vertrag über die Arbeitsweise der EU, konsolidierte Fas-

sung vom 7.6.2016 (ABl. (EU) C 202, S. 1 vom 7.6.2016) 
AG                                    Australische Gruppe 
AGG                                 Allgemeine Genehmigung, Allgemeingenehmigung 
Alt.                                    Alternative 
Art.                                   Artikel 
Artenschutz DV                Dienstvorschrift Artenschutz (Bundesfinanzverwaltung)  
Artenschutz-DVO             VO (EG) Nr. 865/2006 der Kommission vom 4.5.2006 mit 

Durchführungsbestimmungen zur VO (EG) Nr. 338/97 
des Rates über den Schutz von Exemplaren wild leben-
der Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des 
Handels (ABl. (EG) L 166, S. 1 vom 19.6.2006) 



Schema 3.6 
Volle bilaterale Kumulierung nach Art. 7 Abs. 4 Anlage I RegÜ 

I.      Ursprungsregeln 

II.     Autonomer Ursprung 

III.    Volle bilaterale Kumulierung gemäß Art. 7 Abs. 4 Anlage I RegÜ 

       1.  Zulässigkeit der Kumulierung gemäß Art. 8 Abs. 1 Anlage I RegÜ i.V.m. der Kumulierungs-
matrix 

       2.  Textilien (Waren der Kapitel 50 bis 63 des HS) 

       3.  Be- oder Verarbeitungen in der einführenden Vertragspartei 

       4.  Keine Minimalbehandlung, Art. 7 Abs. 6 i.V.m. Art. 6 Anlage I RegÜ 

       5.  Anschließende Be- oder Verarbeitung des Erzeugnisses in der ausführenden Vertrags-
partei  

       6.  Rechtsfolge 

IV.    (Erneute) Prüfung der Listenbedingungen der Verarbeitungsliste für das auszuführende 
Erzeugnis 

Art. 7 Abs. 4 Anlage I RegÜ 

(4) Unbeschadet des Art. 2 gelten bei Erzeugnissen der Kapitel 50 bis 63 des Harmonisierten 
Systems – und nur für die Zwecke des bilateralen Handels zwischen zwei Vertragsparteien – in 
der einführenden Vertragspartei vorgenommene Be- oder Verarbeitungen als in der ausführenden 
Vertragspartei vorgenommen, wenn die Erzeugnisse anschließend einer Be- oder Verarbeitung 
in dieser ausführenden Vertragspartei unterzogen werden. 

Für die Zwecke dieses Absatzes gelten die Teilnehmer des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
prozesses der Europäischen Union und die Republik Moldau als eine Vertragspartei. 

I.    Ursprungsregeln 

Die Prüfung der Ursprungseigenschaft eines Erzeugnisses beginnt immer mit der 
Suche nach den jeweils einschlägigen Ursprungsregeln. Näheres kann dem 
Schema 3.2 Punkt I. entnommen werden. 

II.   Autonomer Ursprung 

Autonomen Ursprung erlangt eine Ware nach den Bestimmungen des Art. 2 
 Anlage I RegÜ. Näheres kann dem Schema 3.2 entnommen werden. 

III.  Volle bilaterale Kumulierung gemäß Art. 7 Abs. 4 Anlage I RegÜ 

Hinweis 

Die Ursprungsbegründung infolge der Kumulierung nach Art. 7 Anlage I RegÜ kann auch bereits 
vor der Prüfung des autonomen Ursprungs erfolgen. Das ergibt sich aus der Formulierung des 
Art. 7 Abs. 1 Anlage I RegÜ – „unbeschadet des Artikels 2“. 
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Die Maßnahmen nicht wirtschaftlicher Art (= VuB im engeren Sinne) bezwecken, 
Gefahren für besondere Schutzgüter abzuwenden. In der nicht abschließenden 
Auflistung in Art. 134 Abs. 1 Satz 2 UZK sind folgende Schutzgüter genannt:  

öffentliche Sittlichkeit, Ordnung oder Sicherheit 
Gesundheit und Leben von Menschen, Tieren oder Pflanzen 
Umwelt 
nationales Kulturgut von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologi-
schem Wert 

gewerbliches Eigentum 

Hinweis 

In einer Klausur im Bereich der VuB sowie im Rahmen einer VuB-Prüfung in der Praxis gilt es, 
aus der Vielzahl der existierenden VuB zunächst die thematisch einschlägige auszuwählen. 
Hilfreich ist, sich dabei am Schutzgut zu orientieren. Steht fest, welches der in Art. 134 Abs. 1 
Satz 2 UZK genannten Schutzgüter im jeweiligen Einzelfall betroffen sein könnte, sind damit 
auch die in Betracht kommenden VuB bereits sehr eingegrenzt und die Auswahl der einschlä-
gigen Rechtsgrundlagen wird deutlich einfacher. 

Verbote und Beschränkungen 
Art. 134 Abs. 1 Satz 2 UZK

Maßnahmen nicht  
wirtschaftlicher Art

Maßnahmen wirtschaftlicher oder  
wirtschaftspolitischer Art

VuB 
= VuB im engeren Sinne Handelspolitische Maßnahmen

Maßnahmen zum Schutz besonderer 
Rechtsgüter
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III.  Die weitere Prüfung ist davon abhängig, ob es sich um ein in 
 Anhang I D-U-VO gelistetes Gut handelt oder nicht 

 

Hinweis 

Bei § 11 Abs. 3 und 4 AWV ergibt sich die Tatsache, dass das Gut nicht im Anhang I D-U-VO 
gelistet ist, aus dem Wortlaut der Vorschrift. Bei § 11 Abs. 2 AWV ergibt sich dies lediglich aus 
der Überlegung, dass auf die nationale Liste der Dual-Use-Güter des Teils I Abschnitt B der 
Ausfuhrliste lediglich solche Güter aufgenommen werden, die nicht bereits im Anhang I D- U- VO 
stehen. 

Klausurtipp 

Bei der Weichenstellung des Punkts III. sollte man kurz in einem Satz die Prüfungspunkte aus-
schließen, die nicht infrage kommen.  

Formulierungsbeispiele 

„Da es sich um ein in Anhang I D-U-VO gelistetes Gut handelt, kommen die Beschränkungen 
für Dual-Use-Güter nach nationalem Recht gemäß § 11 Abs. 2 bis 4 AWV nicht in Betracht. 
Der Verbringer muss jedoch gemäß Art. 11 Abs. 9 D-U-VO die Geschäftspapiere kennzeich-
nen.“ 

„Da es sich nicht um ein in Anhang I D-U-VO gelistetes Gut handelt, besteht auch keine 
Kennzeichnungspflicht gemäß Art. 11 Abs. 9 D-U-VO. Es könnten aber Beschränkungen 
für Dual-Use-Güter nach nationalem Recht gemäß § 11 Abs. 2 bis 4 AWV bestehen.“ 

Gut von Anhang I D-U-VO erfasst?

Ja Nein

Kennzeichnungspflicht gemäß  
Art. 11 Abs. 9 D-U-VO

Beschränkungen für Dual-Use-Güter 

Nationales Recht 

(Sinn: Umgehungsverbringungen verhindern)

1. § 11 Abs. 2 AWV: Genehmigungspflicht für 
Güter des Teils I Abschnitt B der Ausfuhr-
liste (= national gelistete Dual-Use-Güter) 

2. § 11 Abs. 3 AWV: Genehmigungspflicht 
bei kerntechnischer Verwendung in einem 
der neun Länder des § 9 Abs. 1 Nr. 2 AWV 

3. § 11 Abs. 4 AWV: Unterrichtungspflicht des 
Ausführers bei Kenntnis von der kerntech-
nischen Verwendung in einem der neun 
Länder des § 9 Abs. 1 Nr. 2 AWV 

4. § 11 Abs. 5 AWV: Ausnahmen von § 11 
Abs. 2 bis 4 AWV
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3.   Artikel 75 Abs. 4 Obst und Gemüse-DA – Bestimmung des Zollwerts 
nach dem pauschalen Einfuhrwert, Art. 38 Obst und Gemüse-IA 

Werden die Erzeugnisse auf Konsignationsbasis eingeführt (vgl. Art. 75 Abs. 4 
Obst und Gemüse-DA), ist in diesen Fällen der Zollwert ebenfalls gemäß Art. 74 
Abs. 2 Buchst. c) UZK zu bestimmen. Als solcher wird der pauschale Einfuhrwert 
(nachfolgend PEW) gemäß Art. 38 Obst und Gemüse-IA zugrunde gelegt. 

 

Wissenswertes zum Konsignationsgeschäft 

Obst und Gemüse werden sehr häufig auf der Grundlage sog. Konsignationsgeschäfte bzw. 
auf Konsignationsbasis eingeführt. Der Ablauf eines Konsignationsgeschäfts gestaltet sich 
 regelmäßig wie folgt: 

1.  Ein Kunde richtet im eigenen Betrieb ein Lager (Konsignationslager) ein. 

2.  Die Lieferung der benötigten Waren erfolgt im Konsignationslager beim Kunden. 

3.  Der Kunde entnimmt die benötigte Ware bei Bedarf und dokumentiert diesen Vorgang als 
Grundlage für die spätere Rechnungstellung des Lieferanten. 

4.  Der Kunde meldet die Entnahme an den Lieferanten. 

5.  Zu den getätigten Entnahmen erhält der Kunde abschließend eine Gesamtrechnung über 
die getätigten Entnahmen. 

Da im Zeitpunkt der Entnahme der Ware aus dem Konsignationslager der tatsächlich zu zah-
lende Preis nicht feststeht, wird im Anwendungsbereich der Konsignationsgeschäfte der an 
den Zollwert angelehnte Einfuhrpreis anhand des PEW ermittelt. 

Hinweis PEW 

Der PEW wird von der EU-Kommission markttäglich individuell für jedes Produkt jeden Ur-
sprungs aus dem gewichteten Mittel aller Einfuhren auf repräsentativen Einfuhrmärkten der EU 
errechneten Durchschnittswerten ermittelt (vgl. Art. 38 Obst und Gemüse-IA). Er wird gesondert 
im EZT ausgewiesen und ist nur anhand des EZT zu ermitteln. Er dient bei Konsignationsge-
schäften als Basis für die Berechnung des Zollwerts. 

Beispiel:  

Einfuhr von Zitronen, KN-Code 0805 50 10, aus Albanien am 1.1.2026. 

Bestimmung des Einfuhrpreises nach Art. 75 Obst und Gemüse-DA 
für Erzeugnisse des Anhangs VII (Teil A) im Anwendungszeitraum

Grundsatz 

Art. 75 Abs. 2, 1. Halbsatz 
Obst und Gemüse-DA 

}Transaktionswert

Ausnahme 

Art. 75 Abs. 3 Obst und 
Gemüse-DA 

}Deduktiver Zollwert

Konsignationsgeschäft 

Art. 75 Abs. 4 Obst und 
 Gemüse-DA 

}PEW gemäß Art. 38 Obst 
und Gemüse-IA  
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